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1.  Rechtliche Grundlagen

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz werden
die Länder aufgefordert, den Schutz, die Pflege
und die Entwicklung besonders wertvoller Teile
von Natur und Landschaften sicherzustellen.
Hierzu gehören die Naturschutzgebiete, Land-
schaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler, geschütz-
te Landschaftsbestandteile, Nationalparks, Bio-
sphärenreservate und Biotopverbundflächen.

Im neuen digitalen Weinbaustandortatlas Hes-
sen sind die Landschaftsschutzgebiete darge-
stellt. Der Bereich der Naturschutzgebiete kann
in dieser Darstellung vernachlässigt werden, da
nur kleinere Teile in den hessischen Weinbauge-
bieten davon betroffen sind. In den Bereichen, in
denen die Naturschutzgebiete über dem Bereich
der abgegrenzten Weinbaugebiete liegen, hat der
Weinbau leider keine Bedeutung mehr. Hier ist
der Weinbau meistens bereits aufgegeben wor-
den. Hauptsächlich sind dies die Gebiete zwi-
schen der Ruine Ehrenfels und Assmannshausen
sowie der Bereich um Lorch und Lorchhausen
und in den aufgegebenen Bereichen des Wei-
hersberges bei Kiedrich. An der Hessischen Berg-
straße finden wir auch nur im Bereich der extre-
men Steillagen Überlagerungen, die bei dieser
Betrachtung vernachlässigt werden können.

Im nachfolgenden Text soll hauptsächlich der
Bereich der Landschaftsschutzgebiete angespro-
chen und erörtert werden, da diesen Bereichen
eine größere Bedeutung zukommt.

Diese Gebiete werden im Naturschutzgesetz
wie folgt definiert:

1) Landschaftschaftsschutzgebiete sind rechts-
verbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein
besonderer Schutz der Natur und Landschaft

• zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Lei-
stungsfähigkeit des Naturschutzes oder der
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter,

• wegen der Vielfalt, Eigenart oder Schönheit
des Landschaftsbildes,

• wegen ihrer besonderen Bedeutung für die
Erholung
erforderlich ist.

2) In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter
besonderer Beachtung des Paragraphen 1 Ab-
satz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes und
nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Pa-
ragraph 16 alle Handlungen verboten, die den
Charakter des Gebietes verändern, das Land-
schaftsbild beeinträchtigen oder dem beson-
deren Schutzzweck zuwiderlaufen.
Das Verfahren für die Ausweisung eines Land-

schaftsschutzgebietes ist dem der Ausweisung
von Naturschutzgebieten ähnlich. Antragsberech-
tigt ist grundsätzlich jeder mündige Bürger. Nach
dem Antrag wird die Schutzwürdigkeit durch ein
wissenschaftliches Gutachten überprüft und ggf.
festgestellt. Die schutzwürdigen Bereiche werden
je nach Schutzziel, z. B. Trockenstandorte o. ä., in
eine Karte übertragen. Auf der Grundlage des
Gutachtens und der Kartierung wird ein Verord-
nungsentwurf erstellt.

Zu diesem Verordnungsentwurf findet eine
schriftliche Anhörung statt. Zu Stellungnahmen



werden die Naturschutzverbände sowie die „Trä-
ger öffentlicher Belange“ gehört. Das sind alle
von der beabsichtigten Unterschutzstellung be-
troffenen Behörden und Institutionen. Hierzu
zählen z. B. die Gemeinden, Landkreise, die
Weinbauverbände und das Dezernat Weinbau-
amt mit Weinbauschule Eltville. Die Gemeinden
machen den Verordnungsentwurf in der Regel
öffentlich bekannt, damit auch die betroffenen
Eigentümer oder Nutzungsberechtigten über das
Vorhaben informiert werden und eventuelle Be-
denken oder Anregungen äußern können.

Nach der schriftlichen Anhörung setzt das Re-
gierungspräsidium Darmstadt einen mündlichen
Erörterungstermin fest. Hier können alle Betei-
ligten bzw. Betroffenen nochmals ihre Vorstel-
lungen zu der Schutzgebietsausweisung vortra-
gen. Die Naturschutzverwaltung wägt im An-
schluss an den Termin alle Erfordernisse des
Schutzzweckes ab und entscheidet abschließend
über den Verordnungsinhalt und die endgültige
Abgrenzung. Die Verordnung wird dann im
Staatsanzeiger für das Land Hessen verkündet
und tritt danach für jeden verbindlich in Kraft.
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2. Ziele und Regeln der Ausweisung von Landschafts-
schutzgebieten

Ziel ist es, nach den vorgenannten rechtlichen
Grundlagen und Instrumentarien bestimmte Flä-
chen als Schutzgebiete auszuweisen und damit
ihre Erhaltung als ökologisch wertvolle Gebiete
innerhalb des geplanten flächendeckenden Bio-
topverbundsystems zu sichern.

Sie dienen dem Schutz wildlebender Tiere
und wildwachsender Pflanzen in ihren natür-
lichen Lebensräumen und Lebensgemeinschaf-
ten. Hier können Flächen als weitergehende Be-
reiche dann auch als Naturschutzgebiete ausge-
wiesen werden. Hierauf soll aber an dieser Stelle
nicht näher eingegangen werden.

Die Ziele sind in dem rechtlichen Bereich klar
definiert und dienen dem Zweck, die Landschaft
zu erhalten. Somit muss versucht werden, eine
Verbindung zwischen der Erhaltung der land-
schaftsprägenden Elemente, der Artenvielfalt im
Bereich der Pflanzen und Tiere sowie dem Wein-
bau zu schaffen. 

Diese Ziele kann man nur erreichen, wenn be-
stimmte Regeln eingehalten werden. Grundsätz-
lich sieht eine Verordnung keine in die normale
Bewirtschaftung eingreifenden Verbote vor. Sie
zählt verschiedene Maßnahmen und Handlungen
auf, die nur mit Genehmigungen zulässig sind. Je

nach Schutzzweck kann es sich dabei um folgen-
de Maßnahmen handeln:
• Errichtung und Änderung von Bauwerken, z. B.

Weinbergshäuschen, Zäune etc.
• Aufbringen von größeren Mengen Erdreich
• Beschädigung oder Beseitigung von Hecken,

Gebüschen und Bäumen
• Umbruchsverbot von Grünland
• Maßnahmen im Bereich von Waldaußenrän-

dern
• und einige weitere, die aber im Weinbau nicht

von Bedeutung sind.
Eine Genehmigung für eine dieser Maßnah-

men kann nur erteilt werden, wenn dadurch der
Charakter des Gebietes nicht verändert, das
Landschaftsbild nicht beeinträchtigt oder der Be-
stand des Schutzzweckes nicht gefährdet wird.
Durch die Auflagen, die sich durch die Auswei-
sung eines Landschaftschutzgebietes für Betrof-
fene ergeben, entstehen in der Regel keine Ent-
schädigungsansprüche. Denn die Einschränkun-
gen halten sich in einem Rahmen, der nach der
Sozialverträglichkeit des Eigentums den Nut-
zungsberechtigten zugemutet werden kann.

In den Bereichen der Landschaftschutzgebiete
in Hessen, die hauptsächlich weinbaulich genutzt



werden, entsteht lediglich ein Zielkonflikt im Be-
seitigen von Hecken in Kernweinbaugebieten.

Die Genehmigungsanträge im Bereich von Erd-
auffüllungen konnten weitgehend entschärft
werden, da die Winzer z. B. beim Erosionersatz
nur noch eine Anzeige über das Weinbauamt mit
Weinbauschule Eltville abgeben und keine kom-
plizierten Bauanträge mehr stellen müssen. Be-
gründet ist dies darin, dass zu einer guten fach-

lichen Praxis auch ein gewisser Bodenersatz in
den Weinbergen nach dem Abräumen des Auf-
wuchses gehört. Dieser Sachverhalt konnte über
die konstruktive Zusammenarbeit aller Betroffe-
nen erzielt werden. 

An dieser Stelle soll als gesonderter Punkt
noch auf die Biotope nach Paragraph 15 d des
Hessischen Naturschutzgesetzes eingegangen
werden, da diese eine Besonderheit darstellen.
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3.  Biotope nach Paragraph 15 d des Hessischen
Naturschutzgesetzes

Versteckte Biotope genießen den Schutz im
Sinne des Paragraphen 15 d des Hessischen
Naturschutzgesetzes. Diese Flächen sind allein
aufgrund ihrer Qualität geschützt und nicht
durch eine besondere Verordnung, wie z. B.
Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiet.

Diese geschützten Bereiche sind in der Ört-
lichkeit nicht durch ein Schild oder Ähnliches ge-
kennzeichnet und somit für einen unerfahrenen
Betrachter oft schwer als ein schützenswerter
Bereich erkennbar.

Unter anderem gehören hierzu Sümpfe, Röh-
richte, Verlandungsbereiche, Altarme, Teiche,
Tümpel, Quellbereiche, naturnahe Bachabschnit-
te, natürliche Geröllhalden, Zwerg- und Wa-
cholderstrauchheide, Borstgras und Trockenra-
sen, Trockenmauern, Hecken und landschafts-

prägende Bäume sowie Feucht- und Nasswiesen,
Wälder und Gebüsch, trockenarme Standorte,
Hohlwege, und ab einer gewissen Größenord-
nung auch Streuobstbestände. Auch können alte
aufgelassene Kleingärten mit alten Spalierobst-
sorten zu diesen Bereichen gehören. 

Die Aufzählung hat keinen Anspruch auf Voll-
ständigkeit und beinhaltet nur verschiedene Bio-
topformen, die in den hessischen Weinbaugebie-
ten vorkommen und teilweise Bedeutung haben.

Sofern solche Biotopformen durch weinbau-
liche Erweiterungen berührt werden sollten, ist
eine Befreiung dieser Bestimmungen des Para-
graphen 15 d des Hessischen Naturschutzgeset-
zes durch die Obere Naturschutzbehörde, Regie-
rungspräsidium Darmstadt, erforderlich.

4.  Konflikte

Sofern es sich bei einer Erweiterung von
Weinbauflächen innerhalb der hessischen Wein-
baugebiete nicht um Reb- oder Ackerflächen
handelt, sondern etwa um Wiesenflächen, Bra-
chen, Sukzessions- oder Gebüschflächen, die
nicht nach Paragraphen 15 d des Hessischen
Naturschutzgesetzes geschützt sind, bedarf es
einer naturschutzrechtlichen Eingriffsgenehmi-

gung durch die Untere Naturschutzbehörde. Die-
se Genehmigungen sind gebührenpflichtig und
werden an eine Ausgleichsmaßnahme gekoppelt,
da Erweiterungen auf solchen Flächen nach dem
Naturschutzgesetz Eingriffe darstellen, die aus-
gleichspflichtig sind. Sollten diese Eingriffe nicht
ausgleichbar sein, werden solche Maßnahmen
von der Unteren Naturschutzbehörde abgelehnt.



In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass sich
zwischen den Winzern und den genehmigenden
Behörden teilweise unterschiedliche Auffassun-
gen und Bewertungen entwickelt haben und so
Eingriffe erfolgen, die nicht als solche von der
Winzerschaft bewertet oder angesehen werden.
Besonders wenn es sich um Standorte innerhalb
der geschlossenen Kernweinbaufläche handelt,
die über einen gewissen Zeitraum als unbestock-
te Rebfläche innerhalb der hessischen wein-
rechtlichen Abgrenzungen gelegen war, entste-
hen Konflikte. Oft sind jedoch Eingriffe oder Ver-
änderungen bereits durchgeführt, und es sind
nicht reversible Schäden entstanden. Dies führt
oft zu Konflikten, da auf der einen Seite die sehr
restriktiv weinbaulich abgegrenzte Fläche steht,
die möglichst dem Weinbau auch weiterhin zur
Verfügung stehen sollte. Auf der anderen Seite
steht die Erhaltung und Ausweitung von Biotop-
vernetzungssystemen. Zusätzlich werden die Pro-
bleme in den nächsten Jahren noch verstärkt wer-
den, da die Zeit der Wiederbepflanzungsmöglich-
keit im geltenden Europäischen Weinrecht von
acht Jahren auf dreizehn Jahre heraufgesetzt wur-
de. Auch änderte man das „Flächenprinzip“ zum
„Betriebsprinzip“. Somit kann ein Betrieb aus
weinbaulicher Sicht alle Flächen, die innerhalb
der hessischen weinrechtlichen Abgrenzung lie-
gen, weinbaulich nutzen. Dies kann in einigen
Fällen dem Naturschutz entgegenstehen. Dieser
Eingriff könnte unter Umständen, wenn er von
der Naturschutzbehörde festgestellt wurde, zu ei-
ner nicht unerheblichen Strafe führen. Zusätzlich
wird nach der Eingriffs-/Ausgleichsverordnung
ein bestimmbarer Ausgleich gefordert.

Als zusätzliches Konfliktpotenzial steht das
Ziel der Weinbaupolitik, die hochwertigen Wein-
bergslagen in den Steillagen zu erhalten bzw.
wieder einer weinbaulichen Nutzung zuzu-
führen. Hieran sind zwar teilweise auch die
Naturschützer interessiert, da ein umweltscho-
nender Weinbau auch Lebensräume für schüt-
zenswerte Tiere und Pflanzen darstellt. Hier

kann auch als Beispiel die alte Reptilienkartie-
rung des Bundes (60er Jahre) angeführt werden,
die deutlich macht, dass die aufgegebenen
Weinbergslagen in den Steilhängen des Engtals
des Rheins heute fast keinen Lebensraum mehr
für Reptilien darstellen, da diese verbuscht sind.
Dies ist ein Beweis, dass auch eine weinbauliche
Nutzung Teil eines Biotopverbundes sein kann
und den Lebensraum für wärmeliebende Repti-
lien sichert.

Daneben werden auch die Siedlungsbereiche,
Straßen-, ICE-Trassenbau und die Versiegelung
von Flächen zu einem immer größeren Problem.
Flächen sind nicht vermehrbar, und es muss je-
weils abgewogen werden, welche Nutzungsart
Priorität genießen soll. Bei der Entscheidung
müssen alle Aspekte berücksichtigt werden. Die
Erhaltung der Kulturlandschaft im Bereich der
beiden hessischen Weinbaugebiete dient einmal
der Erhaltung von Arbeitsplätzen sowie der Tra-
dition des Weinbaus mit einem Bezug zur Natur
und gleichzeitig der Erhaltung vieler sensibler
Bereiche. Die Anpassung der weinbaulichen
Flurbereinigung sei an dieser Stelle erwähnt. Im
gleichen Zug ist ebenfalls darauf hinzuweisen,
dass auch die Bereitschaft der Winzer, auf frei-
williger Basis einen umweltschonenden Weinbau
ohne finanzielle Ausgleichszahlungen zu betrei-
ben, umgesetzt wurde. Auf der anderen Seite
steht das Entgegenkommen der Naturschützer
z. B. ein vereinfachtes Verfahren bei der Erdauf-
füllung zu akzeptieren.

Abschließend ist festzustellen, dass es das Ziel
aller Beteiligten ist und auch in der Zukunft sein
muss, eine Synopse aus Erhaltung der Kultur-
landschaft mit Weinbau und Biotopflächen zu er-
zielen. Es muss ein Aufeinanderzugehen in allen
Bereichen sein. Aus diesem Grunde wird zum
Beispiel zurzeit das Landschaftsschutzgebiet Tau-
nus neu ausgewiesen, um alle Belange auch in
der Zukunft sicher zustellen. Das vorrangige Ziel
der geplanten Landschaftsschutzgebietsverord-
nung ist die Erhaltung der durch die weinbauli-
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che und landwirtschaftliche Nutzung geprägten
Kulturlandschaft.

Langfristiger Landschaftsschutz kann nur ge-
lingen, wenn die „Landschaft“ auch weiterhin

ein Zusammenspiel aus allen Bereichen der Na-
tur, des Weinbaus, der Landwirtschaft, der Sied-
lungsbereiche und der Naherholung darstellt.
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5.  Verzeichnis der zitierten Gesetze und Verordnungen

Bundesnaturschutzgesetz vom 25. März 2002,
BGBl. Nr. 22: 1193 ff.

Hessisches Naturschutzgesetz vom 19. Septem-
ber 1980, GVBl. I., S. 309, in der Fassung vom
16. April 1996, GVBl. I: 145.

Hessische weinrechtliche Abgrenzungsverord-
nung vom 14. Juni 1983, GVBl. I: 78.




